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Helmut Kohl im Deutschen Bundestag: 

Wir haben gute Grundlagen 
geschaffen für die Zukunft 
Die Debatte zum Haushalt 1987 ist natürlicher- 
weise eine Generalaussprache für die ganze Le- 
gislaturperiode von 1983 bis 1987. Es ergibt sich 
*uch zwingend aus dem nahen Termin der Bun- 
destagswahl am 25. Januar — das ist in knapp 
V|er Monaten —, daß bei dieser parlamentari- 
schen Auseinandersetzung nicht nur Rechen- 
schaft gefordert und Kritik geübt wird, sondern 
Juch Perspektiven für die Zukunft erwartet wer- 
den. Das erklärte Bundeskanzler Helmut Kohl 
111 der 228. Sitzung des Deutschen Bundestages 
ain 10. September 1986 und führte unter ande- 
rem aus: 

^eine Damen und Herren, es ist ein wesentlicher 
estandteil unserer Politik gewesen; und wir dürfen 
uch sagen, wir haben Anteil an der Entwicklung, 
a" die West-Ost-Beziehungen in Bewegung geraten 

•nd. Wenn Sie nur die Summe der Vorschläge — ob 
an sie immer akzeptieren mag oder nicht, ist jetzt 

» r nicht die Frage —, die jetzt für die Besprechung 
eagan—Gorbatschow auf dem Tisch liegen, im 

, lck auf Abrüstung und Entspannung vor sich se- 
n und sich vorstellen: wir hätten vor zwei Jahren 
r über dieses Thema bei der Haushaltsdebatte ge- 

njChen, dann spüren Sie: Damals hätten die we- 
hsten diese Entwicklung für möglich gehalten. Die 

ge sind in Bewegung geraten. 
,     bin sicher: Wenn dieses Treffen zustande 
fü mmt> werden davon neue Anstöße für die Zukunft 
Wo,ne w'rkliche Entspannung ausgehen. Dabei 

u ich auch — wir bleiben realistisch —, daß das 
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nur kleine Schritte sind. Aber es werden 
Schritte in die richtige Richtung sein, et- 
wa in Richtung auf ein weltweites Verbot 
chemischer Waffen, in der Frage eines 
Zwischenabkommens, das die Zahl der 
Mittelstreckenwaffen in West und Ost 
verringert, beim Problem der Verbesse- 
rung der Verifikation eines Teststoppab- 
kommens, hinsichtlich einer Vereinba- 
rung über die Errichtung von Zentren zur 
Verhinderung nuklearer Risiken und auf 
dem Gebiet der von der Stockholmer 
Konferenz behandelten Sicherheits- und 
vertrauensbildenden Maßnahmen und 
Abrüstungsfragen in Europa. 
In den Rüstungskontrollverhandlungen, 
meine Damen und Herren, ist auf Grund 
der Vorschläge von beiden Seiten eine 
Lage entstanden, in der bei Verhand- 
lungswillen und Kompromißbereitschaft 
konkrete Ergebnisse erzielt werden kön- 
nen. Ich gehe davon aus, daß heute dieser 
Wille auf beiden Seiten vorhanden ist. 
Wir haben dazu als Bundesregierung 
wichtige Beiträge und Anstöße geliefert. 

Wir haben im Rahmen der Konsultation in 
den USA und im Bündnis Beiträge zu den 
amerikanischen Rüstungskontrollvorschlä- 
gen und zum Fortgang der Verhandlungen 
erarbeitet. Wir sind überzeugt, daß unsere 
Mitwirkung dazu beigetragen hat, daß die 
amerikanische Antwort auf den sowjeti- 
schen Vorschlag vom 11. Juni dieses Jah- 
res weiterführend war. 
Zusammen mit den europäischen Bünd- 
nispartnern sind wir für die Weiterbeach- 
tung von SALT II eingetreten, sowohl ge- 
genüber der Sowjetunion wie gegenüber 
den USA. Wir haben entschieden die 
Auffassung vertreten — Herr Kollege 
Schmidt, Sie haben nach diesem Punkt 
gefragt —, daß der ABM-Vertrag bis zu 
einer beiderseitigen, einvernehmlichen 
Lösung der Frage des Zusammenhangs 
zwischen Offensiv- und Defensivwaffen 
fortgelten muß. Ich habe übrigens bereits 

im Mai 1985 in meiner Rede auf dem letz- 
ten CDU-Parteitag daraufhingewiesen, 
daß zwischen dem Ausmaß der Reduzie- 
rung von Offensivwaffen und der Not- 
wendigkeit und der Zahl von Defensiv- 
systemen ein logischer Zusammenhang 
besteht. 

Wir sind für Abrüstung 
In der Frage eines allgemeinen Abkom- 
mens über den nuklearen Teststopp ha- 
ben wir zum Ausdruck gebracht, daß ein 
schrittweises Herangehen über eine zeitli- 
che und quantitativ-qualitative Beschrän- 
kung von Tests geboten ist. Wir haben ei- 
gene Vorschläge zur Verifikation von nu- 
klearen Tests sowie zur Nichtproduktion 
und Nichtlagerung chemischer Waffen in 
die Verhandlungen eingebracht. 

Wir haben gemeinsam mit Großbritan- 
nien Vorschläge zur MBFR innerhalb der 
Allianz und schließlich auch in Wien vor- 
gelegt. Wir haben auch die Stockholmer 
Verhandlungen, wie jeder von Ihnen er- 
kennen kann, ganz maßgeblich mitbe- 
stimmt. 

Letztlich will ich nur noch darauf hinwe«' 
sen, daß wir bei der Tagung in Montebel' 
lo gemeinsam mit unseren Bündnispart- 
nern beschlossen haben, 2400 nukleare 
Sprengköpfe in Europa einseitig abzu- 
bauen. 

Ich stelle also fest, daß sich diese Bundes* 
regierung mit ihren Initiativen und Beitr*' 
gen auf allen Ebenen tatkräftig und ener- 
gisch in den Prozeß der Abrüstungsver- 
handlungen eingeschaltet hat. Wenn wir 
jetzt bei dem Gipfeltreffen weitere Fort- 
schritte erreichen, dann, denke ich, darf 
man mit Recht am Ende dieser vier Jahre 
sagen: Wir haben einen wesentlichen Be'' 
trag dazu geleistet, daß wir sagen können* 
„Frieden schaffen ohne Waffen." 

Wir waren auch immer der Meinung, <*a 
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Neue Umfragen: Kohl vor Rau 
Das Hoch für die Bundesregierung hält an: 52 Prozent der Wähler mei- 
nen, daß „die Bundesregierung ihre Aufgaben gut oder eher gut" bewäl- 
tigt. 33 Prozent glauben, daß es die SPD besser könnte (neueste infas-Um- 
frage). 
Johannes Rau verliert: Im März war noch jeder dritte Bundesbürger auf 
seiner Seite, Ende August nur noch jeder vierte — ein Sturz von 34 auf 26 
Prozent (neueste Allensbach-Umfrage). 

Bei der Frage „Wer wäre zur Zeit der bessere Bundeskanzler?" entschie- 
den sich 36 Prozent für Kohl, 27 Prozent für Rau. Allerdings: 37 Prozent 
sind unentschieden (neueste Emu id-Umfrage). 

e,ne Stabilisierung der Ost-West-Bezie- 
hungen, die von allen gewünscht wird, 
n,cht allein auf dem Wege von Rüstungs- 

kontrollverhandlungen erreicht werden 
kann. Auch die anderen Probleme müs- 
sen Lösungen zugeführt werden. 

Das deutsch-sowjetische Verhältnis 
fischen der Bundesrepublik Deutsch- 
end und der Sowjetunion zeichnet sich 
nach dem Austausch mehrerer Botschaf- 
en zwischen Generalsekretär Gorbat- 
schow und mir eine Verbesserung der bi- 
ateralen Beziehungen ab, die man jetzt 
urchaus als konstruktiv bezeichnen 
ann. Sie haben ja äußere Zeichen dieser 
•Uwicklung zur Kenntnis genommen an- 
"Hch des Moskau-Besuches der Bun- 
esminister Genscher und Riesenhuber 

v°m 20. bis 23. Juli 1986. 

2 
ei diesem Anlaß erfolgte die Unter- 
lchnung des deutsch-sowjetischen Rah- 

t 
enabkommens über wissenschaftlich- 
°hnische Zusammenarbeit und die Pa- 

, Pnierung dazu gehörender Ressortab- 
. 'ttrnen und Programmabsprachen auf 

Slj
n Gebieten der Landwirtschaft, des Ge- 
ndheitswesens und der friedlichen Nut- 

8 der Kernenergie. 

f0. ")e Damen und Herren, auf diesen Er- 
Wa

8 nat die Bundesrepublik seit 1972 ge- 
net; auch das ist doch ein Erfolg, der 

nicht geleugnet werden kann. Ich bin 
auch auf diesem Feld ohne jede Illusion; 
mit dieser Anbahnung eines konstruktive- 
ren Arbeitsverhältnisses sind natürlich 
nicht alle Schwierigkeiten in den deutsch- 
sowjetischen Beziehungen ausgeräumt. 
Aber ich denke, es sind gute Grundlagen 
geschaffen für die Zukunft. Vieles deutet 
darauf hin, daß wir schon in nächster Zeit 
erleben werden, daß die daraus erwachsen- 
den Chancen von beiden Seiten wahrge- 
nommen werden. 
Ich erinnere in diesem Zusammenhang 
nur an den Besuch des Kollegen Wall- 
mann in diesen Tagen in Moskau und an 
die Entwicklung im Zusammenhang mit 
dem Abschluß eines Umweltabkommens. 

Wir bereiten den Abschluß von Umwelt- 
abkommen, von Kulturabkommen und 
von wissenschaftlich-technischen Ab- 
kommen mit einer ganzen Reihe von Län- 
dern des Warschauer Pakts vor. Die Ent- 
wicklung wird uns auch auf diesem Feld 
recht geben. 
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SPD täuscht die Wähler 
Meine Damen und Herren, es ist ganz na- 
türlich, daß in dieser Debatte nach den 
letzten vier Jahren die Wirtschafts-, die 
Finanz- und die Sozialpolitik eine große 
Rolle spielt. Für mich ist nur erstaunlich, 
mit welch einem Maß von Verwegenheit die 
Spitze der Sozialdemokratischen Partei 
auf die Vergeßlichkeit, um nicht zu sagen 
auf die Dummheit der Wähler spekuliert. 
Professor Krupp, im Falle eines Wahl- 
siegs von Hans-Jochen Vogel 1983 als 
Wirtschaftsminister vorgesehen, hat am 
14. Oktober 1982 geschrieben: 
Die Lage am Arbeitsmarkt hat sich im 
Herbst — gemeint war Herbst 1982 — 
dramatisch verschlechtert. Der Rückgang 
der Beschäftigung hat sich verstärkt, der 
Anstieg der Arbeitslosigkeit ist steiler ge- 
worden. 
Die wirtschaftswissenschaftlichen Institu- 
te haben im Oktober 1982 in ihrem Aus- 
blick auf das Jahr 1983 hinzugefügt: 
Die Zahl der Arbeitslosen dürfte 1983 et- 
wa 2,3 Millionen betragen und damit um 
mehr als 450 000 höher sein als 1982. 
Herr Kollege Vogel, im Februar 1983 und 
in den Tagen bis zu der großen Fernseh- 
debatte am Donnerstag vor der Bundes- 
tagswahl am 6. März 1983 sind Sie und 
andere durch das Land gezogen und ha- 
ben dann noch einen Oppositionszu- 
schlag draufgesattelt. 2,3 Millionen war 
Ihnen als Horrorzahl zu gering; Sie spra- 
chen von 3 Millionen Arbeitslosen, die 
unsere Politik herbeiführen würde. 
Meine Damen und Herren, das, was Sie 
uns vor allem hinterlassen haben — ich sa- 
ge es noch einmal —, war eine depressive 
Stimmung, war Pessimismus, war Unter- 
gangsszenario. 
Es ist auch Übung geworden — wir ha- 
ben heute wieder etwas davon gehört —, 
daß ein katastrophaler Abwärtstrend bei 
Wachstum, Stabilität und Beschäftigung 

mit dem Hinweis auf die ungünstigen in- 
ternationalen wirtschaftlichen Verhältnis- 
se entschuldigt wird. Ich bin immer der 
Meinung gewesen, daß eine solide Dis- 
kussion, eine intellektuell redliche Dis- 
kussion auf diesem Feld natürlich auch 
die internationalen Gegebenheiten beach- 
ten muß. 
Aber das ist eben nur die Hälfte der 
Wahrheit. Wenn die OECD — das sollten 
Sie sich merken, weil es für Ihre Politik 
steht — für den Zeitraum von 1969 bis 
1982 unter den Kanzlern Brandt und 
Schmidt — feststellt, daß in den USA 
mehr als 20 Millionen, in Japan 6 Millio- 
nen, in Kanada jeweils 1 Million neue Ar- 
beitsplätze hinzugekommen sind, dann 
sind das Zahlen, die Sie bitte mit den 
Ausführungen des Kollegen Schmidt vor 
Ihrer Fraktion im Juni 1982 vergleichen. 

Mehr Arbeitsplätze 
geschaffen 
Meine Damen und Herren, hier bei uns» 
unter den gleichen internationalen Bedin- 
gungen, waren es am Ende Ihrer Regie- 
rungsverantwortung nicht mehr Arbeits- 
plätze, sondern rund 700 000 Arbeitsplät- 
ze weniger als 1969. Deswegen frage ich 
Sie schlicht und einfach: Woher nehmen 
Sie den Mut, hier den Arbeitslosen zu sa- 
gen, daß sozialistische Politik in Deutsch' 
land für sie Zukunft bedeutet? 
Martin Bangemann hat schon ganz recht- 
Sie können solche Horrorszenarien hier 
im Haus entwickeln, Sie können sich vie 
leicht auch bei Ihrer Vorstandssitzung 
daran berauschen; im Land glaubt Ihne 
dies kein Mensch. 
Aus der Rezession ist wieder Wachstum 
geworden, und die marxistisch unterbau 
ten Zukunftspropheten, die uns ja, auch 
aus Ihrem Lager kommend, zu Beginn 
der achtziger Jahre für ein ganzes Jahr- 
zehnt — übrigens sehr zum Ärger des 
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Kollegen Schmidt — Nullwachstum pro- 
phezeit haben, für die überhaupt das The- 
ma „Null" immer etwas Positives ent- 
hielt, all diese falschen Propheten sind ja 
ad absurdum geführt worden. 

Aufschwung auf einem 
soliden Fundament 
Wir können doch heute mit Fug und 
"echt behaupten, daß — und das ist ja 
die gemeinsame Leistung aller Bürger gu- 
ten Willens in unserem Lande — der Auf- 
schwung in der Bundesrepublik Deutsch- 
end auf einem breiten, auf einem soliden 
Fundament steht. Die Preise sind so sta- 
b|l) daß man weit in die Vergangenheit zu- 
"""ckgehen muß, um Vergleichbares zu fin- 
den. 

Wenn Sie nun dauernd die Preisentwick- 
Ung bej 0| UII(j Benzin vorrechnen, dann 
assen Sie uns das abziehen; dann bleiben 

w,r trotzdem noch bei 1,5 Prozent, und das 
lst eine Stabilitätsrate, die in der Tat Welt- 
P'tze ist. Darauf können wir doch stolz 

sein! 
111 übrigen wissen Sie doch, weil Sie es 
raußen in Ihren Versammlungen erle- 
en: Die große Mehrheit unserer Bevöl- 
erung — gerade die Leute mit den klei- 
er» Einkommen, die keine Gelegenheit 
*tten, in irgendwelche Sachwerte zu 
uchten — weiß, daß die größte soziale 
at, die ein Land sich selbst antun kann, 

,!® ist, stabile Preise zu haben, und die 
na°en wir. 
An 
^.es> was wir zur Wiederbelebung der 
gefttScnaft 8etan haben — Preisstabilität, 

u'lte Auftragsbücher —, hat etwas mit 
re p

ale' folitik für Arbeitnehmer und ih- 
£ , amüien zu tun. Nach den neuesten 
die    • des Statistischen Bundesamts lag 
?e saisonbereinigte Zahl der Arbeitsplät- 
ze     tZt Um me^r a's e'ne halbe Million 

er dem Tiefstand von Anfang 1984. Sie 

lag damit um mehr als 250 000 über dem 
Stand vom Herbst 1982. 
Das heißt — und das können Sie nicht hin- 
wegreden — Arbeitsplätze und Beschäfti- 
gung liegen heute bereits deutlich über 
dem Stand, den diese Regierung bei ihrem 
Amtsantritt vorgefunden hat. 
Ich füge gleich hinzu, damit auch da kein 
Zweifel aufkommt: Wir sind in Sachen 
Arbeitslosigkeit mit dem bisher Erreich- 
ten noch keineswegs zufrieden. Wir sind 
noch nicht über den Berg. Aber wir ha- 
ben ein gutes, ja ein entscheidendes Stück 
des Aufstiegs geschafft. 
Solides Wirtschaftswachstum, stabile 
Preise, wachsendes Realeinkommen, zu- 
nehmende Beschäftigung: Das sind die 
Markenzeichen der Sozialen Marktwirt- 
schaft, auch in der Mitte der achtziger 
Jahre, und das wird der Wähler bestäti- 
gen. 

Steuern gesenkt 
Wir haben auf den Kreditmärkten für 
den privaten Nachfrager Platz gemacht. 
Verbraucher und Investoren sind heute in 
der Lage, das notwendige Geld zu günsti- 
gen Bedingungen zu erhalten. 
Wir haben die Steuern für Arbeitnehmer 
und Unternehmen gesenkt, weil wir mehr 
Freiheit für die private Entscheidung des 
Bürgers haben wollen, weil wir gegen 
mehr staatliche Umverteilung und Bevor- 
mundung sind. Wir haben Spielraum für 
eine aktive Arbeitsmarktpolitik geschaf- 
fen. Mit mehr als 10 Milliarden DM pro 
Jahr hat sich diese Bundesregierung auf 
diesem wichtigen Feld jedenfalls mehr 
engagiert als Sie zuvor. 
Hunderttausend Plätze für Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen sind mehr als das Drei- 
fache dessen, was wir im Jahre 1982 vorge- 
funden haben. 
Meine Damen und Herren, wir treiben ei- 
ne aktive Politik zugunsten der Familie. 
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Das erste Steuersenkungspaket in der 
Größenordung von über 10 Milliarden 
DM dient vor allem auch diesem Ziel. 
Mit dem Erziehungsgeld, mit steuerlichen 
Erleichterungen, mit der Anrechnung von 
Erziehungszeiten in der Rentenversiche- 
rung haben wir neue familienfreundliche 
Wege beschritten. Wir treiben eine aktive 
Sozialpolitik. 

Renten wieder sicher 
Wir haben die Renten für die vor uns lie- 
genden Jahre auf eine sichere Grundlage 
gestellt, die Bezugsdauer des Arbeitslo- 
sengeldes zweimal verlängert, das Wohn- 
geld um 1 Milliarde DM angehoben, die 
Sozialhilfe erhöht und das Kindergeld für 
arbeitslose Jugendliche wieder einge- 
führt, das Sie, meine Damen und Herren 
von der SPD, gestrichen haben. 

Die wenigen Beispiele zeigen, daß wir ei- 
ne solide Politik betrieben haben, die 
nicht Illusionen nachgelaufen ist, son- 
dern die mit Solidität und Augenmaß im- 
mer auch die Finanzen in der Perspektive 
hat. Deswegen stellt sich natürlich vor 
der Wahl an Sie alle die Frage, wie Sie 
Ihre vielen Versprechungen halten 
wollen. 
In Nürnberg ist ja in der Tat niemand zu 
kurz gekommen. Sie haben allen alles ver- 
sprochen, den Schülern BAföG, den jun- 
gen Männern einen kürzeren Wehrdienst, 
den Frauen die berufliche Wiedereinglie- 
derung, den Bauern ein Aktionspro- 
gramm, dem Mittelstand die Investitions- 
rücklage und den Arbeitslosen Hundert- 
tausende von Arbeitsplätzen. Sie haben 
nur nicht gesagt, wie Sie es finanzieren 
würden. Das ist der Punkt, zu dem sich 
Fragen stellen. 

Der Weg, den Sie vorschlagen, ist klar; zu- 
rück zu höheren Schulden, höheren Steu- 
ern und zum Verlust von Arbeitsplätzen. 
Das ist die Konsequenz Ihrer Politik. 

Klarer Kurs 
in der Energiepolitik 
Ebenso wie in der Außen- und Sicher- 
heitspolitik steuern Sie in der Kernkraft- 
frage einen unberechenbaren Kurs. Für 
diese Bundesregierug spielen Arbeitsplät- 
ze und Beschäftigung eine zentrale Rolle. 
Deswegen steuern wir auch in der Ener- 
giepolitik einen klaren Kurs. 

Wir wollen einen akzeptablen Sicher- 
heitsstandard, und zwar nicht nur bei 
uns, sondern in allen Ländern, die Kern- 
kraftwerke betreiben. Denn was nützt es 
uns, um bei Ihrer Vorstellung zu bleiben, 
wenn wir alle Kernkraftwerke abschalten, 
sich ringsherum aber nichts verändert? 

Meine Damen und Herren, ich habe nach 
dem Reaktorunfall in Tschernobyl die In' 
itiative für eine internationale Konferenz 
über die Sicherheit kerntechnischer Anla- 
gen ergriffen. Die Konferenz beginnt in 
vierzehn Tagen in Wien. 

Meine Damen und Herren, wir werden 
nach der Rückkehr von Bundesminister 
Walter Wallmann Gelegenheit haben 
nach einer Regierungserklärung hier im 
Haus über die Ergebnisse und die Per- 
spektiven insgesamt zu diskutieren. 

Aus Tschernobyl die 
Konsequenzen gezogen 
Wir jedenfalls haben, was die Bundesreg'^ 
rung betrifft, nach Tschernobyl die not- 
wendigen Konsequenzen gezogen. Wir ha- 
ben in der vergangenen Woche ein Aktion* 
Programm beschlossen, um alle Erfahrufl' 
gen aus dem Reaktorunfall zu verwerten. 
Hierzu gehört auch der nach dem Unfal' 
an die Reaktorsicherheitskommission er- 
teilte Auftrag, alle im Betrieb, in Bau od« 
in Planung befindlichen Kernkraftwerke» 
der Bundesrepublik angesichts der ErfaH' 
rungen einer Überprüfung zu unterziehen- 
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Meine Damen und Herren, wir wollen 
auch zur Entwicklung alternativer Ener- 
gien unseren Beitrag leisten und jede An- 
strengung zur Energieeinsparung weiter 
unterstützen. Dies hat ja auch sehr kon- 
krete Folgen, die Sie im Haushalt, der 
Jetzt beraten wird, erkennen können. 
Es ist einfach richtig, daß im Augenblick 
niemand sagen kann, zu welchem Zeit- 
Punkt neue Entwicklungen welche Beiträ- 
ge zur Energieversorgung leisten können. 
JJnd solange wir sie im Haushalt, der 
Jetzt beraten wird, erkennen können. 
~s ist einfach richtig, daß im Augenblick 
Jemand sagen kann, zu welchem Zeit- 
Punkt neue Entwicklungen welche Beiträ- 
ge zur Energieversorgung leisten können. 
~nd solange wir das nicht wissen, meine 
~amen und Herren, ist es eine bewußte 
Täuschung des Bürgers, mit der Ankündi- 
gung fester Zeitpunkte und Zeiträume 
"jnsichtlich des Verzichts auf Kernener- 
j>!e den Eindruck zu erwecken, wir hätten 
-Je Entwicklung bereits jetzt fest im 
^riff. Dies ist einfach nicht wahr. 
-•»sere Energiepolitik muß sich an drei 
^e'Uinien orientieren: 
E+stens: Die Sicherheit und die Gesund- 
et des Bürgers müssen absoluten Vor- 
zug vor allen anderen — auch Ökonomi- 
ken — Überlegungen haben. Das heißt, 
s muß ein hoher und zugleich vertretba- 
r Sicherheitsstandard durchgesetzt wer- 

. u, und zwar natürlich selbstverständ- 
n über Ländergrenzen hinaus. 

, Ir haben dazu vieles auf den Weg ge- 
, acht. Ich füge aber gleich hinzu: Ich se- 
j   auch den Wiener Verhandlungen ohne 
Q. Usipn entgegen. Wir müssen uns dar- 
^ er >m klaren sein, daß dies keine Frage 

• Ost-West-Verhältnisses ist, sondern 
ej lcn habe das gestern abend wieder in 
di Cn? Gespräch in Paris erfahren —, daß 
|0 . iuschätzung, auch die tiefenpsycho- 
Hiit^nen Vorgänge im Zusammenhang 

Kernkraftwerken und nuklearen Vor- 

Zitat 
Boris Becker, der früher seinen Vater 
mit den Thesen der Grünen genervt hat- 
te und der im Januar 1987 zum ersten 
Mal wählen darf, im Spiegel-Interview 
vom 15. September 1986: 
Frage: „ , Weiter so, Deutschland'" ist 
für Sie schon der richtige Slogan ?" 
Becker: „Ja." 

gangen überhaupt in den einzelnen Län- 
dern sehr unterschiedlich aussehen und 
wir das natürlich bei internationalen Ge- 
sprächen in Rechnung stellen müssen. 
Zweitens: Wir müssen am Ziel, die Um- 
weltbelastung zu verringern, konsequent 
festhalten, und zwar nicht erst mit Blick 
auf das Jahr 2000, sondern auch heute. 
Wenn uns heute die Waldbauern im 
Schwarzwald sagen: Unser Wald geht ka- 
putt; wenn sie in dieser Generation sa- 
gen: Was seid ihr bereit zu tun, damit un- 
sere Existenz erhalten bleibt? Dann muß 
diese Anstrengung schon jetzt und heute 
unternommen werden. 
Drittens: Wir müssen trotz des niedrigen 
Preisniveaus, das viele dazu verleitet, 
vom Energiesparen abzusehen, dabei 
bleiben, daß Energieeinsparung und die 
Entwicklung alternativer Energien wichti- 
ge Ziele unserer Politik sind. Es gehört 
weiter dazu — ich erwähnte es schon — , 
daß wir jede Chance wahrnehmen, auch 
dann — das füge ich ausdrücklich hinzu 
—, wenn wir nicht bei jeder Maßnahme 
und bei jedem Unternehmen, das gestar- 
tet wird, den Erfolg vorhersehen können. 
Wir halten am Kurs der deutschen Ener- 
giepolitik fest. Es kann dabei sehr wohl 
sein — niemand wird etwas dagegen ha- 
ben —, daß wir Kernenergie zu einem 
späteren Zeitpunkt rückblickend als eine 
Energieform des Übergangs betrachten 
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können. Aber heute können wir das so 
noch nicht sagen. 
Meine Damen und Herren, wenn wir die- 
se letzten vier Jahre rückblickend be- 
trachten und den politischen Standort der 
Bundesrepublik Deutschland im Herbst 
1982 oder am Wahltag, 6. März 1983, mit 
dem im Herbst 1986 vergleichen, können 
wir mit Genugtuung und Dankbarkeit sa- 
gen: Wir haben in diesen vier Jahren ein 
gutes Stück Weg zurückgelegt. 

Eine ermutigende Bilanz 
Die Talsohle, von der Karl Schiller früher 
einmal gesprochen hat, liegt glücklicher- 
weise ein gutes Stück hinter uns. Die 
OECD kommt im Sommer dieses Jahres 
zu dem Urteil: „Die Aussichten für die 
deutsche Wirtschaft sind gut. Das Risiko 
einer Wiederbelebung der Inflation dürfte 
gering sein, die Realeinkommen erholen 
sich, und die Arbeitslosigkeit dürfte zu sin- 
ken beginnen.4* 
Das ist eine ermutigende Bilanz. Es ist 
aber keine Bilanz, die uns den Hinweis 
gibt, daß es an der Zeit sei, die Hände in 
den Schoß zu legen, sondern eine Bilanz, 
die uns den Auftrag gibt, noch entschie- 
dener an den Problemen in Zukunft zu 
arbeiten. 
Auf der internationalen Tagesordnung 
steht unverändert das große Thema Frie- 
denssicherung und Abrüstung an erster 
Stelle. Wir wissen als Deutsche, daß wir 
nur durch das Zusammenwachsen Euro- 
pas in Zukunft auch die Einheit der Na- 
tion gewinnen können. 
Wir wissen, daß auch hierzulande viele 
wichtige Themen anstehen. Der Satz 
„Leistung muß sich lohnen" bedeutet für 
uns, daß wir die wirklich große Steuerre- 
form durchführen müssen, die auch ein 
Stück Abbau von Bürokratie und Staats- 
feindlichkeit beim Bürger ermöglichen 
wird. 

Ich möchte wiederholen, was Norbert 
Blüm immer wieder gesagt hat — und ich 
bin sehr dankbar, Frau Kollegin Fuchs, 
daß Sie Ihre Reaktion zu diesem Thema 
so ausgedrückt haben, wie es zu lesen war 
—, daß wir vielleicht doch bei allem, was 
uns trennt, den Versuch unternehmen 
können, in der neuen Legislaturperiode 
in Sachen Sicherung des Lebensabends 
der alten Mitbürger, der Rentenversiche- 
rung eine gemeinsame und tragfähige 
Grundlage zu finden. 

Wir alle wissen, daß wir im Felde des Ge- 
sundheitswesens noch schwierigste Auf- 
gaben zu erledigen haben. Ich habe nur 
diese drei Punkte unter vielen herausge- 
griffen, um deutlich zu machen, daß auch 
in der nächsten Legislaturperiode, in den 
nächsten vier Jahren wichtige Entschei- 
dungen anstehen. 

Wir werden gemeinsam, FDP, CSU und 
CDU, für die Zukunft diesen Weg einer 
soliden und solidarischen Politik fortset- 
zen. Ich bin ganz sicher, daß wir im Blick 
zurück auf die letzten vier Jahre mit dem 
Nachweis einer erfolgreichen Politik und 
mit der überzeugenden Kraft unserer Ideen 
für die nächsten vier Jahre am Wahltag  ^ 
gut bestehen werden. 
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ALFRED DREGGER: 

Leistungen, die sich sehen lassen können 
Der Vorsitzende der CDU/CSU-Frak- 
tion erklärte in der Haushaltsdebatte 
im Deutschen Bundestag in der ver- 
gangenen Woche u. a.: 

Der erste sozialdemokratische Bundes- 
kanzler übernahm 1969 nach 20 Jahren 
unionsgeführter Bundesregierungen fol- 
gendes Erbe: 
Nur 200000 Menschen = 0,8 Prozent wa- 
ren als Erwerbslose gemeldet. Das war — 
wenn es so etwas gibt — extreme Vollbe- 
schäftigung. 
Die Geldentwertungsrate betrug 1969 
zwei Prozent, das war nach international 
anerkannten Maßstäben volle Geldwert- 
stabilität. 
Das reale Wirtschaftswachstum betrug 
1969 7,5 Prozent. Das war auch interna- 
tional absolute Spitze. 
Die öffentlichen Haushalte hatten 1969 
kein Defizit, sondern einen Überschuß 
von 2,5 Milliarden DM. Der finanzielle 
Handlungsspielraum war, anders als heu- 
te, durch Zinslasten in keiner Weise ein- 
geschränkt. 
Die Investitionsquote betrug 1969 
26,1 Prozent, das war zukunftssichernd. 
In den ersten 20 Jahren der Bundesrepu- 
blik unter Führung der CDU hatte es — 
wie nachher auch — nicht nur konjunktu- 
relle Aufschwünge gegeben, sondern 
auch Belastungen. Wir sind damals glanz- 
voll damit fertig geworden. Die Bundes- 
rePublik Deutschland war 1969 das be- 
wunderte Vorbild der Welt. 
Als die SPD 1982 nach 13 Jahren die Re- 
Sierungsverantwortung endlich abgab, hat- 
te sie Deutschland verändert, wenn auch 
n,cht so, wie sie es versprochen hatte: 
^üs Vollbeschäftigung war Massenar- 

beitslosigkeit geworden; in den letzten 
beiden Jahren der Regierung Schmidt 
(1981 und 1982) hatte sie sich um 106 
Prozent verdoppelt. Das war eine uner- 
freuliche Spitzenstellung in der EG. 

Die Geldentwertungsrate betrug 1982 
5,3 Prozent. Sie hatte sich unter sozialde- 
mokratischer Führung fast verdreifacht. 
Leidtragende waren vor allem die Rent- 
ner und Arbeitnehmer mit geringem Ein- 
kommen, deren Realeinkommen rückläu- 
fig war. 

Die öffentlichen Haushalte erwirtschafte- 
ten 1982 keine Überschüsse mehr, son- 
dern erschreckende Defizite. Die Sozial- 
versicherungssysteme standen vor dem 
Zusammenbruch. 

Das Wirtschaftswachstum des Jahres 
1969 (7,5 Prozent) hatte sich in ein soge- 
nanntes Minuswachstum verwandelt; es 
ging wirtschaftlich bergab. 
Die zukunftssichernde Investitionsquote 
war auf 20 Prozent abgesunken. 
13 Jahre SPD-geführter Bundesregierun- 
gen hatten genügt, um alle Pluspunkte un- 
seres Landes in Minuspunkte zu verwan- 
deln. Als Regierungspartei war die SPD 
1982 restlos und total gescheitert. 
Die Regierung Kohl hat seit 1982 an die 
großen Erfolge der unionsgeführten Bun- 
desregierungen aus der Zeit von 1949 bis 
1969 anknüpfen können: 
Wir sind wieder Weltmeister in Geldwert- 
stabilität. In manchen Bereichen sinken 
die Preise. Die von der SPD vorausgesag- 
te Mietenexplosion ist nicht eingetreten. 
Im Gegenteil: Im frei finanzierten Woh- 
nungsbau ist der Mietanstieg von 4,4 Pro- 
zent im Jahre 1982 auf jetzt 1,6 Prozent 
gesunken. 
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Die Realeinkommen der Arbeitnehmer 
und Rentner steigen wieder. In diesem 
Jahr wird die reale Nettoverdienstrate bei 
über 4 Prozent liegen. 

Auch auf dem Arbeitsmarkt haben wir 
Erfolg. Wir konnten nicht nur die Ar- 
beitsplatzverluste in schrumpfenden 
Branchen ausgleichen, sondern die Ge- 
samtzahl der Arbeitsplätze erheblich er- 
höhen, 1985 und 1986 um mehr als eine 
halbe Million. Erfreulich ist, daß die Ar- 
beitslosigkeit der unter 20jährigen gegen- 
über dem Vorjahr um 12 Prozent zurück- 
gegangen ist. 

Um die Vollbeschäftigung, die die SPD 
verloren hatte, wiederzugewinnen, ist not- 
wendig: 
Es gilt, die Investitionslücke aus den 70er 
und dem Anfang der 80er Jahre, die wir 
einengen konnten, vollends zu schließen. 
Dazu tragen neuerdings auch ausländi- 
sche Investoren bei. Im ersten Halbjahr 
1986 haben sich die ausländischen Di- 
rektinvestitionen gegenüber dem Vorjah- 
reszeitraum um 87,5 Prozent auf 3,3 Mil- 
liarden DM erhöht. 

Was für die Investitionslücke gilt, gilt 
auch für die Entwicklungslücke in Berei- 
chen, in denen die SPD den technischen 
Fortschritt politisch blockiert hat. Das 
gilt z. B. für die Kommunikationstechnik. 

Wir müssen die SPD ferner daran hin- 
dern, die deutsche Kernkraftentwicklung 
zu ihrem nächsten Opfer zu machen. Sie 
träfe damit einen Wirtschaftszweig, in 
dem wir Weltspitze sind, insbesondere 
was die Sicherheit angeht. Mit der Kern- 
kraftwirtschaft würden alle stromintensi- 
ven Wirtschaftszweige getroffen, ohne da- 
durch, schon wegen des Verhaltens unse- 
rer Nachbarn, die Sicherheit unseres Lan- 
des auch nur annähernd zu verbessern. 
Wir bedauern sehr, daß die SPD die Ein- 
wendungen betroffener Betriebsräte und 

weitblickender Gewerkschaftsführer 
nicht beachtet hat. 
Wir müssen die beiden Tarifsenkungen 
1986 und 1988 ergänzen durch eine 
grundlegende Steuerreform, die zu 
Steuerentlastungen und Steuervereinfa- 
chungen führt. Unsere Steuer- und Abga- 
benlast ist hoch, wie die Zahl der Insol- 
venzen zeigt. Die von der sozialdemokra- 
tisch geführten Bundesregierung hinter- 
lassene Zinslast hat uns daran gehindert, 
schon in unserer ersten Legislaturperiode 
diese Aufgabe anzupacken. Aber wir ha- 
ben die Fundamente für eine solche Re- 
form gelegt. 
Wir werden den technischen Fortschritt 
nicht bremsen — wie die SPD —, son- 
dern fördern und zugleich darauf achten, 
daß er dem Wohle des Ganzen dient. Die 
von uns angestrebte Steuerreform wird 
unserer Wirtschaft weitere Impulse ge- 
ben. Schon jetzt läge die Arbeitslosenzahl 
unter 1,5 Millionen, wenn dem nicht zwei 
Struktureffekte entgegengewirkt hätten: 
zum einen die sogenannten geburtenstar- 
ken Jahrgänge, die relativ schwache ins 
Rentenleben wechselnde Jahrgänge abzulö- 
sen haben, 
zum anderen die Rückmeldung vieler, die 
schon resigniert hatten, sich aber jetzt 
dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stellen. 
Wir haben die seit 1982 erheblich gestie- 
gene Wirtschaftsleistung und Finanzkraft 
nicht zuletzt auch dazu benutzt, die Lage 
der sozial Schwachen zu verbessern: 
Wir haben die Sozialhilfe 1985 und 1986 
um durchschnittlich 10,5 Prozent erhöht; 
unter Berücksichtigung der totalen Geld- 
wertstabilität eine wesentliche Verbesse- 
rung. 

Wir haben nicht nur konsolidiert, wir ha- 
ben auch reformiert. Mit unserer Reform 
für Kinder, Mütter und Familien haben wir 
ein neues Blatt in der Sozialgeschichte un- 
seres Volkes aufgeschlagen. 

^ 
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Die Preise sind wieder stabil: 
Jeder spürt's im eigenen Portemonnaie 
Die Haushaltsdebatte in der vergange- 
nen Woche hat bewiesen, daß die er- 
folgreiche Wirtschafts- und Finanzpo- 
litik der letzten vier Jahre auch weiter- 
hin Gültigkeit behält: Solide Staatsfi- 
nanzen sind die beste Voraussetzung 
für eine gesunde Wirtschaft, für stabi- 
le Preise und für ansteigende Beschäf- 
tigung, erklärte der haushaltspoliti- 
sche Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Manfred Carstens. 

Während die Bundesausgaben von 1969 
bis 1982 Jahr für Jahr um fast 10 v. H. ge- 
stiegen waren, finanziert mit immer höhe- 
rer Staatsverschuldung und steigender 
Abgabenlast, haben wir die jährlichen 
Zuwachsraten im Haushalt nun schon im 
5. Jahr auf weniger als 3 v. H. gesenkt. 

Diesen Konsolidierungskurs setzen wir 
•987 in konsequenter Weise fort. Der 
Rahmen des Etatentwurfs wird im näch- 
sten Jahr in starkem Maße mitbestimmt 
durch einen Rückgang des Bundesbank- 
gewinns auf höchstens noch 7 Mrd. DM. 
Es war seit jeher klar, daß dieser Einnah- 
meposten nicht auf Dauer in zweistelliger 
Milliardenhöhe zur Verfügung stehen 
würde. Trotzdem steht im Haushalt 1987 
dem dadurch bedingten Einnahmerück- 
gang von mehr als 5Vi Mrd. DM im Ver- 
glich zum Haushalt 1986 keine nennens- 
wert höhere Neuverschuldung gegenüber. 
Es bleibt bei 24 Mrd. DM. Dies ist ein 
großartiger Konsolidierungserfoig. 

n den bevorstehenden Ausschußberatun- 
gen werden wir versuchen, das von der 
Bundesregierung scharf kalkulierte Zah- 

lenwerk noch weiter zu verbessern. Bei 
kritischer Überprüfung aller Positionen 
sollte dies gelingen. 
Die Abkehr von der Politik des unbe- 
grenzten Geldausgebens und die nachhal- 
tige Rückführung der staatlichen Defizite 
haben entscheidend zum erfreulich nied- 
rigen Zinsniveau und zur Wiedergewin- 
nung der Preisstabilität beigetragen. Vier 
Jahre nach dem Regierungswechsel und 
der tiefsten Wirtschaftskrise der Nach- 
kriegszeit sind heute alle wirtschaftlich 
relevanten Daten — vom Wachstum über 
die Preis- und Reallohnentwicklung bis 
zum Wiederanstieg der Beschäftigtenzah- 
len — wieder positiv. Die Staatsfinanzen 
sind unter Kontrolle, die finanziellen 
Grundlagen der Sozialversicherung stabi- 
lisiert. Die Renten sind sicher, die Bun- 
desanstalt für Arbeit hat wieder finanziel- 
len Handlungsspielraum für ihre vielfälti- 
gen arbeitsmarktpolitischen Aufgaben. 
Die Konsolidierung der öffentlichen Fi- 
nanzen erfolgte mit Augenmaß. Die kon- 
sequente Haushaltsdisziplin hat erst den 
finanziellen Spielraum für den familien- 
und sozialpolitischen Neubeginn und für 
die größte Steuererleichterung der letzten 
Jahrzehnte geschaffen. 
Die Verbesserungen auf solider finanziel- 
ler Basis nutzen den Betroffenen mehr als 
die Sozialpolitik auf Pump vor 1982. Was 
früher allenfalls den Inflationsverlust 
wettmachte, ist heute bei völliger Preissta- 
bilität ein echtes Plus. Jede zusätzliche 
Mark ist heute auch in realer Kaufkraft 
eine Mark mehr. Jeder einzelne spürt es 
am eigenen Leib, im eigenen Portemon- 
naie. 
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RAINER BARZEL: 

Die Wende war nötig und erfolgreich 
Rainer Barzel setzte an den Beginn 
seiner Abschiedsrede im Deutschen 
Bundestag ein Bekenntnis zur Politik 
der Regierung Kohl. „Die Wende war 
nötig, die Wende war erfolgreich", un- 
ter anderem weil sich Kohls Vorgänger 
Schmidt immer weiter von seiner Par- 
tei entfernt habe. 

Die Politik der Wende sei jedoch noch 
nicht am Ziel, sagte Barzel. Die Arbeitslo- 
sigkeit laste noch auf der Regierung, die 
Haushaltsrisiken seien unüberschaubar. 
Die wirtschaftlichen und sozialen Tatsa- 
chen sprächen aber für die Fortsetzung 
der Wenderegierung. Er hob auch die 
konsequente deutsche Politik nach dem 
NATO-Nachrüstungsbeschluß von 1979 
hervor, die nicht Krieg, sondern ein gesi- 
chertes Klima gebracht habe. Auch der 
technologische Abstand auf dem Welt- 
markt sei verringert, die Technologie- 
feindlichkeit sei überwunden worden. 

Barzel sagte, er wolle „nicht im Zorn zu- 
rückblicken". Rechthaberei sei nie sein 
Thema gewesen. „Ich danke, daß ich mit- 
wirken durfte." 

Die Demokratie habe nach dem zweiten 
Weltkrieg Erfolg gehabt, sie sei stabil. 
Streit und Konsens hätten sich gut einge- 
pendelt. Auch der Wechsel zwischen Re- 
gierung und Opposition werde gebraucht. 
Gewisse Grundentscheidungen müßten 
aber über Wahlen und Wechsel festste- 
hen. Heute erfasse ihn zunehmend die 
Sorge, daß der Streit auch den nötigen 
Grundkonsens erfasse. Die große Koali- 
tion sei 1966 möglich geworden, weil 
Grundeinstellungen nicht in Frage ge- 
stellt worden seien. Beide großen Par- 
teien brauchten einander auch in Zu- 

kunft, die Demokratie brauche beide Par- 
teien. 
Die Nachbarn der Bundesrepublik woll- 
ten ein verläßliches Deutschland, sagte 
Barzel. Die Position müsse sein: „Mit bei- 
den Füßen fest im Westen stehen und 
nach Osten die Hand reichen". Auch die 
soziale Marktwirtschaft sei ein Grund für 
die Stabilität der Bundesrepublik. Die so- 
ziale Marktwirtschaft sei der Zwillings- 
bruder der Demokratie. 
Barzel warnte vor der Gewöhnung an das 
Unrecht in der DDR. „Wir dürfen da 
nicht blind oder taub werden", sagte er. 
Er wünsche sich, daß diejenigen, die zu 
Recht gegen die Vorgänge in Südafrika 
und Chile protestierten, zu Menschen- 
rechtsverletzungen im anderen deutschen 
Staat nicht schweigen würden. Er verwies 
in diesem Zusammenhang auf Passagen 
über die DDR im jährlichen Menschen- 
rechtsbericht des US-Parlaments. 
Der SPD hielt Barzel vor, sie sei zuletzt 
auch in ihren Nürnberger Beschlüssen 
von früheren Aussagen zur Verteidigung 
im NATO-Bündnis abgerückt. Er wandte 
sich auch gegen Antiamerikanismus. Mit 
den USA verbinde uns außer militäri- 
schen Interessen auch Freundschaft, die 
aus der Geschichte gewachsen und auf 
gmeinsame Werte gegründet sei. Er warn- 
te davor, mehr zu mäkeln als zu raten. 
Kein aus Europa nörgelnd erhobener Zei- 
gefinger verhindere Krieg und werde uns 
schützen, wenn es Not tue. Barzel betonte 
die Notwendigkeit zu verbesserter inter- 
nationaler Zusammenarbeit. 
In einem Dankeswort zum Schluß seiner 
Rede bat Barzel um Pardon für den Fall, 
daß er in den Jahren seiner Parlamentszu- 
gehörigkeit jemanden persönlich verletzt 
haben sollte. 
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Einstimmiger Beschluß der Fraktion: 
Gerechtigkeit für alle Mütter 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
«at in der vergangenen Woche dem un- 
ter Bundeskanzler Kohl gefaßten Ko- 
alitions-Beschluß einstimmig zuge- 
stimmt, wonach die Mütter der Ge- 
Jjjirtsjahrgänge vor 1921 stufenweise in 
jjfe Anerkennung von Kindererzie- 
[Jüngszeiten in der Alterssicherung ein- 
gezogen werden. 

°ie Leistung wird als Zuschlag zur Rente 
gezahlt. Bezieht die Mutter keine Rente, 
Werden ihr die Kindererziehungszeiten 
^erkannt, ohne daß weitere rentenrecht- 
'che Voraussetzungen erfüllt sein müs- 

Sen. Die Leistung pro Kind entspricht ei- 
nem Versicherungsjahr auf der Grundla- 
§e von 75 Prozent des Durchschnittsent- 
j&lts (gegenwärtig rund 25 Mark monat- 
.lch). Die Regelung wird nach Geburts- 
Jahrgängen gestaffelt in folgenden Stufen 
^geführt: 
J Vom 1. Oktober 1987 an werden die 
gutter der Geburtenjahrgänge 1906 und 
'tiher, 

M 
v°m 1. Oktober 1988 an werden die 

'Ütter der Geburtsjahrgänge 1911 und 
"liher, 

M 
v°m 1. Oktober 1989 an werden die 

f 
lü«er der Geburtsjahrgänge 1916 und 

•^her, 

w vom 1. Oktober 1990 an werden alle 
st.

ut*er der Jahrgänge vor 1921 begün- 

stj
C Regelung soll im Interesse der begün- 
8ten Mütter so einfach wie möglich 

Sc, ^staltet werden. Die parlamentari- 
nj e Beratung des vom Bundesarbeitsmi- 
*U RF x!orzu'eger,den Gesetzentwurfs soll 
auf e^'nn der neuen Legislaturperiode 

Senommen werden. Die im kommen- 

den Haushaltsjahr für die ab 1. Oktober 
1987 beginnende Regelung erforderlichen 
Haushaltsmittel werden bereits jetzt in 
den Haushalt 1987 eingestellt. 
Dazu erklärt der parlamentarische Ge- 
schäftsführer, Rudolf Seiters: Die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion hat damit ihren 
eindeutigen Willen bekundet, in die Re- 
gelung der Kindererziehungszeiten im 
Rentenrecht auch jene Mütter einzubezie- 
hen, die bei Inkrafttreten des Gesetzes 
am 1. Januar 1986 bereits die Altersgren- 
ze überschritten hatten. Solide finanziert 
schaffen wir Schritt für Schritt Gerechtig- 
keit für die Mütter und bauen das lOOjäh- 
rige Unrecht ab, daß nämlich die Erzie- 
hungsleistung in der Familie, durch die 
der Generationenvertrag erst lebensfähig 
wird, bisher in der Rentenversicherung 
überhaupt keine Rolle spielte. Diese kon- 
struktive Politik steht im Gegensatz zum 
Geklapper der SPD, die 13 Jahre lang nur 
geredet, aber für keine Mutter in der Al- 
terssicherung auch nur eine Mark übrig 
hatte. 

Veränderungen 
in der Fraktion 
Norbert Schlottmann wurde in der Sit- 
zung der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
am 8. September 1986 als neuer Obmann 
und Vorsitzender der Ausschußgruppe 
Petitionen bestätigt. Schlottmann folgt in 
dieser Position dem Abgeordneten Rein- 
hard Göhner, der den Vorsitz des Um- 
weltausschusses übernahm. Der neue Ob- 
mann war bereits von 1970 bis 1975 im 
Petitionsausschuß des Landes NRW tätig 
und seit 1983 neben seiner Arbeit als Fa- 
milienpolitiker Mitglied im Petitionsaus- 
schuß des Deutschen Bundestages. 
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Aktionismus des DGB 
für Jugendliche 
wenig hilfreich 
Zu der vom Deutschen Gewerkschafts- 
bund für den Herbst angekündigten 
Kampagne „Wer nicht ausbildet, muß 
zahlen" erklärte der Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft, Doro- 
thee Wilms, u.a.: „Der Deutsche Ge- 
werkschaftsbund kommt mit seiner 
Forderung nach einer gesetzlichen Fi- 
nanzierungsumlage für Ausbildungs- 
plätze in einem Augenblick, in dem 
sich die Situation auf dem Lehrstellen- 
markt spürbar entspannt; in manchen 
Gegenden und Berufen gibt es bereits 
Schwierigkeiten, genügend Jugendli- 
che für freie Lehrstellen zu finden. 
Der Zeitpunkt der angekündigten 
Kampagne macht deutlich, daß hier 
offensichtlich ideologische statt sach- 
licher Argumente im Vordergrund ste- 
hen. 

Eine Umlagefinanzierung würde die Aus- 
bildungsbereitschaft der Betriebe vermin- 
dern, keine zusätzlichen Ausbildungsplät- 
ze erbringen, sondern die Zahl der Aus- 
bildungsplätze verringern. Die Betriebe 
würden mit Auflagen belastet und Kon- 
trollen unterworfen, die mit einer freiheit- 
lichen Wirtschaftsordnung unvereinbar 
wären. 

Günstige Entwicklung bei 
den Ausbildungsplätzen 
Die positive Tendenz auf dem Ausbil- 
dungsstellenmarkt hält weiter an. Die 
Zahl der bei den Arbeitsämtern gemelde- 
ten Ausbildungsplätze lag Ende Juli um 
33 400 oder 7,4 % höher als im Vorjahr, 
während die Zahl der Bewerber um 
22000 oder 3,5 % gesunken ist. Einem 
starken Zuwachs bei den bisher noch 

nicht besetzten Lehrstellen um 40,1 % 
steht ein Rückgang der bisher noch nicht 
vermittelten Bewerber um 13,7 % gegen- 
über. Die Schere zwischen Angebot und 
Nachfrage nach Ausbildungsplätzen be- 
ginnt sich somit zu schließen. Die Chan- 
cen stehen gut, daß der immer noch ho- 
hen Nachfrage der Jugendlichen ein aus- 
reichendes Gesamtangebot an Ausbil- 
dungsplätzen gegenübergestellt werden 
kann. Viele Jugendliche haben am 1. Au- 
gust ihren Ausbildungsplatz bereits ange- 
treten; andere werden am 1. September 
mit ihrer Ausbildung beginnen. 

Tausende von Lehrstellen 
stehen offen 
Von mindestens 250000 angebotenen 
Lehrstellen im Handwerk werden in die- 
sem Jahr voraussichtlich nur bis zu 
238000 besetzt. Wie Handwerkspräsident 
Paul Schnitker auf einer Pressekonferenz 
in Bonn ausführte, bedeutet das, daß 
10000 bis 15000 Lehrstellen mangels 
Nachfrage unbesetzt bleiben. Hauptsäch- 
lich im süddeutschen Raum und dort be- 
sonders in München und Stuttgart stün- 
den heute noch Tausende von Lehrstelle11 

offen. Das gelte nicht nur für die Bau- 
und Ausbauberufe, sondern auch für M0' 
deberufe wie Elektrotechniker und Kraft' 
fahrzeugmechaniker, betonte Schnitker. 
Die Entwicklung werde sich langfristig 
noch verstärken, denn die Zahl der Be- 
werber mit Hauptschulabschluß oder 
mittlerem Abschluß bleibe rückläufig- 

Privatsender verpflichten 
sich zu Jugendschutz 
Die privaten Fernsehsender Radio-Tele' 
Luxemburg (RTL) und Sky Channel,_ de- 
ren Programme in der Bundesrepublik 
über Satellit und Kabel zu empfangen 
sind, haben sich zu mehr Jugendschutz 
verpflichtet. 

J 
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Finanzielle Lage der Gemeinden hat 
sich spürbar gebessert 
£u den aktuellen Schwerpunkten der 
Arbeit für die Städte, Gemeinden und 
preise und damit für die Bürger vor 
"rt, nahm bei der Vorlage des kom- 
"1unalpolitischen Schwerpunktpro- 
S^amms der Kommunalpolitischen 
Reinigung der CDU und CSU 
°eutschlands (KPV) der Bundesvorst- 
ände der KPV, Horst Waffenschmidt, 
befolgt Stellung: 

• Intensive Wahlkampfunterstützung für 
pUndeskanzler Helmut Kohl, damit seine 
°Ktik für die Stärkung der kommunalen 
^Ibstverwaltung fortgeführt und gesi- 
")ert werden kann, insbesondere die 

^lchtigen Erfolge: 
Verbesserung der kommunalen 

•nanzsituation 
.   Anstieg der kommunalen 
^estitionen 
" Rechts- und 
erWaltungsvereinfachung 

y Vorfahrt für die kleinere Einheit statt 
e,1tralisierung 

tepnerun8 der kommunalen Steuerbe- 
^Ul8Ung. Die Gewerbesteuer muß den 

'nmunen solange als zentrale Einnah- 
equelle und Verbindung zwischen örtli- 

de
er Wirtschaft und Städten und Gemein- 

de' erna'ten bleiben, solange keine 
chwertige oder bessere Steuereinnah- 

v0ngofUnden ist" Die Kommunalpolitiker 
l'g f-     U Und CSU SCtZen Sich nachha|- 
öu ^f ^'e Gewerbesteuergarantie von 
dj^^anzler Helmut Kohl ein. Auch 

ein r Irtschaft wil1' daß die Kommunen 
Bet lnanzie,les Interesse an den örtlichen 
3 ^eben behalten. 

Ann'® Länder haben durch mehrfache 
ebung ihres Anteils an der Umsatz- 

steuer und Verzicht des Bundes auf die 
Kindergeldmilliarde Finanzmittel erhal- 
ten, von denen sie auch den Städten, Ge- 
meinden und Kreisen mitzugeben haben. 
Dies ist bei den meisten Ländern auch ge- 
lungen, leider nicht beim größten Land, 
bei Nordrhein-Westfalen. Dieses Land mit 
seiner SPD-Landesregierung betreibt eine 
rigorose Politik zu Lasten der Kommunen 
und damit zu Lasten der Bürger vor Ort: 
Dies beweisen folgende Zahlen klar: Alle 
Flächenländer ohne Nordrhein-Westfa- 
len haben von 1981 bis 1985 ihre Zahlun- 
gen an die Kommunen um 2,506 Mrd. 
DM erhöht, während Nordrhein-Westfa- 
len seine Leistungen an die Kommunen 
im gleichen Zeitraum um 1,57 Mrd. DM 
verringert hat. Durch die Einbeziehung 
der Zahlen von 1986 würde sich wegen 
der erneuten Verbundsatzabsenkung der » 
Vergleich mit den übrigen Flächenlän- 
dern noch weiter verschlechtern. Für 
1987 plant die Landesregierung, die 
Grunderwerbsteuerbeteiligung der Kom- 
munen zu streichen. 
Die KPV unterstützt die Städte, Gemein- 
den und Kreise in Nordrhein-Westfalen 
bei ihrem politischen Kampf gegen neue 
Benachteiligungen der Kommunen durch 
die Politik des Ministerpräsidenten und 
SPD-Kanzlerkandidaten Rau. 
4. Die KPV ruft alle Städte, Gemeinden 
und Kreise auf, noch einmal zu prüfen, 
ob zusätzliche Ausbildungsplätze bereit- 
gestellt werden können. Zahlreiche Kom- 
munen haben bereits starke Anstrengun- 
gen in diesem Bereich unternommen. Die 
Tatsache, daß aus den geburtenstarken 
Jahrgängen noch Ausbildungsplätze ge- 
sucht werden, muß zu einer nochmaligen 
nachhaltigen Anstrengung führen. Dies 
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gilt insbesondere für die Kommunen, de- 
ren Haushaltssituation sich in den letzten 
Jahren erheblich verbessert hat. Ausbil- 
dungsplätze sollten vor allem in kommu- 
nalen Einrichtungen und Betrieben ange- 
boten werden, weil diese Ausbildung 
nach Abschluß auch Arbeitsmöglichkei- 
ten außerhalb der öffentlichen Gebiets- 
körperschaften eröffnet. 
Jeweils nach den örtlichen Gegebenhei- 
ten sollen in den kommenden Wochen er- 
neut Ausbildungsplatzbörsen und Ar- 
beitsmarktgespräche in Städten, Gemein- 
den und Kreisen stattfinden, damit in Zu- 
sammenarbeit von Betrieben, Kammern, 
Verbänden und Gewerkschaften, Schulen 
und kommunalpolitisch Verantwortli- 
chen Initiativen für Ausbildungsplätze 
und Arbeitsmöglichkeiten öffentlich erör- 
tert werden können. 
Kommunale Kulturpolitik entscheidet in 
zunehmendem Maße über die Qualität 
der Lebensmöglichkeiten vor Ort. Darum 
wollen die Kommunalpolitiker von CDU 
und CSU die kulturellen Initiativen in 
vielfältigen Bereichen weiter stärken und 
fördern, insbesondere im musischen Be- 
reich, bei der Heimatpflege und beim 
Denkmalschutz. 
6. Bei der wichtigen Frage des Asylrechts 
unterstützt die KPV die Beschlüsse des 
Bundeskabinetts vom 26. August 1986. 
Auch über eine Ergänzung des Art. 16 
GG muß zwischen Union, FDP und SPD 
ohne Voreingenommenheit und Tabus 
verhandelt werden. 
Für die Kommunalpolitiker von CDU 
und CSU ist das im Grundgesetz garan- 
tierte Recht auf Asyl für politisch Ver- 
folgte unantastbar. Um dieses Recht auch 
für die Zukunft zu sichern, muß sein 
Mißbrauch verhindert werden. Wir hal- 
ten es deshalb für notwendig, den Artikel 
16 des Grundgesetzes zu ergänzen durch 
einen Gesetzesvorbehalt, der ein Ausfüh- 
rungsgesetz ermöglicht, das die Wahrneh- 

mung des Asylrechts auf die wirklich po- 
litisch Verfolgten beschränkt. 
Insbesondere die Kommunalpolitiker der 
SPD sind jetzt aufgefordert, in ihrer Par- 
tei für die notwendigen Regelungen poli- 
tisch zu kämpfen. 
7. Die KPV wird die Initiativen für die 
Senioren verstärken, sie legt dazu mehre- 
re Vorschläge vor. Die betagten Mitbür- 
ger sind in vielfältiger Weise ein Schatz 
für unser Zusammenleben. Jede Kommu- 
ne sollte einen Seniorenbeirat haben oder 
einen Ratsausschuß, der sich federfüh- 
rend mit der Seniorenpolitik befaßt. 
8. Umweltschutz vor Ort muß sich künf- 
tig besonders bei der Verkehrsberuhigung 
für Wohngebiete, bei der Gewässerrein- 
haltung und dem Übergang von der Ab- 
fallbeseitigung zur Abfallwirtschaft be- 
währen. 
Die Kommunalpolitiker von CDU und 
CSU wollen mehr Städtepartnerschaften 
zwischen Kommunen in der BundesrepU' 
blik Deutschland und Städten, Gemein- 
den und Kreisen in der DDR. Sie müsse*» 
aber zu Begegnungen von möglichst vie- 
len Menschen im geteilten Deutschland 
führen und nicht nur zu Reisen von       g 
Funktionären und Behördenvertretern. w 

Gespräch mit der EKD 
Auf Einladung von Bundeskanzler Hel- 
mut Kohl trafen sich am 11. September 
1986 die Bundesregierung und der Rat   . 
der Evangelischen Kirche in Deutschen 
(EKD) zu einem dreistündigen Mei- 
nungsaustausch im Bundeskanzleramt- 
Intensiv wurden u. a. die politischen L°' 
sungsmöglichkeiten der Asylantenfrage 

erörtert. Die Vertreter der EKD nähme11 

mit Befriedigung die Erklärung des Bufl 
deskanzlers zur Kenntnis, daß das 
Grundrecht auf Asyl in seiner Substanz 
erhalten bleiben müsse. Die Maßnahme 
der Regierung gegen den Mißbrauch de 
Asylrechts fanden Zustimmung. 
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Deutliche Wahlempfehlung für die Union 
Die Betriebsräte von rund 300000 
Mitarbeitern in den deutschen Kern- 
kraftwerken und ihrer Zulieferbetrie- 
be sind auf harten Konfrontationskurs 
mit dem Deutschen Gewerkschafts- 
bund (DGB) und der SPD gegangen. 
In einer Resolution, die 39 Betriebs- 
ratsvorsitzende bei einer Konferenz in 
Brunsbüttel faßten, heißt es unter an- 
derem : „Wir fordern unsere Kollegen 
Und Kolleginnen auf, die Partei zu 
wählen, die für die Erhaltung ihrer Ar- 
beitsplätze eintritt." 

Das ist die Quittung für SPD und DGB. 
Die Betriebsräte von rund 300000 Arbeit- 
nehmern in der deutschen Kernkraftindu- 
strie haben eine eindeutige Wahlempfeh- 
lung für die Union beschlossen. Diese 
bislang einmalige Aufforderung ist eine 
schallende Ohrfeige für die Realitätsfer- 
ne, mit der die ehemalige Arbeiterpartei 
SPD den Ausstieg aus der Kernenergie 
betreibt, stellt MdB Alfons Müller fest. 

Seit DGB und SPD den Ausstieg aus der 
Atomenergie beschlossen haben, sind 
nach Angaben der Betriebsräte beispiels- 
weise im Kernkraftwerk Biblis 40 Prozent 
der Mitglieder aus der IG Metall ausge- 
treten. Norbert Moog, Betriebsratsvorsit- 
2ender in Hanau, sagte: „Wir fühlen uns 
von DGB und SPD verlassen und stehen 
Jetzt im Regen. Diesen unheimlichen 
Ljnksrutsch seit 1983 können wir nicht 
mehr mittragen." 
^ach einem Betriebsrätekongreß in Dort- 
mund schrieb das Betriebsratsmitglied, 
^olfgang TÖIke aus Mülheim (Ruhr), in 
er IG-Metall-Zeitung „metall" folgen- 

Qen Leserbrief („metall", Nr. 17/22. Au- 
8ust 1986): 

"Ich schreibe diesen Leserbrief 
• aus freiem Entschluß und aus freien 

Stücken (und nicht, weil die KWU oder 
die Siemens AG es gerne sieht); 
2. schreibe ich diesen Leserbrief als ge- 
wähltes IG-Metall-Betriebsratsmitglied 
der Kraftwerk Union AG (und nicht als 
Kernkraftwerks-Betriebsrat). Es scheint 
wohl noch nicht bis zur Redaktion der 
IG-Metall-Zeitung durchgedrungen zu 
sein, daß die Betriebsräte von der Beleg- 
schaft und nicht von der Kernkraft ge- 
wählt werden. Aber jetzt zum eigentli- 
chen Artikel. Dort ist zu lesen, daß sich 
Arbeitnehmervertreter schweigend durch 
ein Spalier von ebenfalls stummen De- 
monstranten gezwängt hätten. Das ist eine 
glatte Lüge. Richtig ist vielmehr, daß mei- 
nen Kollegen und auch mir nicht ein Spa- 
lier, sondern ein Spießrutenlaufen zugemu- 
tet wurde. Wobei wir von friedlichen De- 
monstranten* angespuckt und als ,Dreck- 
schwein', .Schwein' und , Verräter' be- 
schimpft wurden. 
Ich finde, das hättet Ihr nicht verschwei- 
gen sollen, auch wenn es Euch nicht in 
den Kram paßt." 

Bundeskanzler 
in Rheinland-Pfalz 
auf Platz eins 
Mit 296 von 299 Stimmen wählte die 
rheinland-pfälzische CDU in Mainz 
Bundeskanzler Helmut Kohl an die 
Spitze der Landesliste für die Bundes- 
tagswahl am 25. Januar 1987. Auf Platz 
zwei kam mit 286 Ja-Stimmen CDU-Ge- 
neralsekretär Heiner Geißler. 
Die baden-württembergische Landesliste 
der CDU wird von Bundestagspräsident 
Philipp Jenninger angeführt. Bundesver- 
teidigungsminister Manfred Wörner kam 
auf Platz zwei, gefolgt von Kanzleramts- 
minister Wolfgang Schäuble. 
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Mehr Gesundheitsbewußtsein 
„Der Kampf für die Gesundheit gegen 
die Krankheit ist nicht zu gewinnen, 
wenn der einzelne seine persönliche 
Verantwortung auf den Staat ab- 
schiebt. Der Staat hat die Aufgabe 
über die Ursachen vieler Krankheiten 
aufzuklären, entscheiden muß aber 
letztendlich jeder selber, wie er lebt", 
erklärte Generalsekretär Heiner Geiß- 
ler bei der Eröffnung des Gesundheits- 
politischen Kongresses der Christlich 
Demokratischen Union Deutschlands 
in Bonn am 10. September 1986. 

„Wir müssen dafür Sorge tragen, daß un- 
ser freiheitliches Gesundheitswesen fi- 
nanzierbar bleibt, dies ist die Verantwor- 
tung aller. Dies geht nicht nur die Patien- 
ten an, sondern betrifft alle, die im Ge- 
sundheitswesen tätig sind. Wenn die Fi- 
nanzierbarkeit des freiheitlichen Gesund- 
heitswesens nicht mehr gewährleistet sein 
sollte, dann wird diese Entwicklung de- 
nen in die Hände arbeiten, die dieses frei- 
heitliche Gesundheitswesen abschaffen 
und es durch ein verstaatlichtes Gesund- 
heitswesen ersetzen wollen. Deswegen 
wird in der kommenden Legislaturperio- 
de die Frage der Kosten im Gesundheits- 
wesen eine große Rolle spielen", führte 
der Generalsekretär weiter aus. 
Die Bundesministerin für Jugend, Fami- 
lie, Frauen und Gesundheit, Frau Profes- 
sor Rita Süssmuth, unterstrich in ihrer Re- 
de das Motto des Kongresses: „Gesund 
leben — Gesundheitspolitik in einer 
freien Gesellschaft". Sie betonte, daß das 
Recht auf Leben und körperliche, seeli- 
sche und soziale Unversehrtheit als ein 
Recht auf Gesundheit den sich sozial ver- 
haltenden Bürger zu gesundheitsgerechte- 
rem Verhalten verpflichte. Es lohne sich, 
gesund zu leben, weil es die Lebensquali- 
tät des einzelnen erhöhe, weil es seine Le- 

bensfreude stärke, weil es seine Lei- 
stungsfähigkeit steigere, kurz weil es un- 
abdingbare Grundvoraussetzung für ein 
erfülltes und glückliches Leben sei. „Wir 
leben nicht, um gesund zu sein, sondern 
wir wollen gesund sein, um zu leben und 
zu wirken", sagte die Ministerin. 

Daß es gar nicht so schwierig ist, in der 
modernen Industriegesellschaft gesund 
zu leben und dadurch ganz wesentlich 
zur Vorbeugung von Krankheiten beizu- 
tragen, zeigte Professor Schäfer: „Es sind 
selbstgestrickte Gefahren, die uns am 
meisten bedrohen, Gefahren, deren er- 
hebliche Einschränkung nicht einmal 
sonderlich viel Mühe machen würde. 
Denn niemand redet vom absoluten Ver- 
zicht. Empfohlen wird das rechte Maß. 
Hier können nur wir selbst tätig werden, 
durch Maßhalten, Nachdenklichkeit und 
mit praktischen Mitteln der Reduktion 
des Konsums auf allen Ebenen." 

Am Nachmittag wurde unter der Leitung 
des Berliner Gesundheitssenators Ulf 
Fink über neue Wege diskutiert, die zu 
gesundheitsbewußterem Verhalten anre- 
gen sollen. Frau Dr. Carstens wies auf die 
Natur als Lehrmeisterin hin, die viele 
Möglichkeiten zur Erhaltung der Ge- 
sundheit bereithält. In einem 
kämpferischen Schlußwort unterstrich 
der Berliner Staatssekretär Hasinger die 
Bereitschaft der CDU, sich weiterhin für 
unser freiheitliches Gesundheitswesen 
einzusetzen, das es im Kern zu erhalten 
gelte, aber im Hinblick auf mehr Eigen- 
verantwortung und Vorsorge auszubauen 
sei. 

Fazit des Kongresses: Es gibt viele Mög- 
lichkeiten, Eigenverantwortung für die 
Gesundheit zu praktizieren; es lohnt sich 
für den einzelnen und für uns alle. 
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Zielgruppenveranstaltungen 
In den nächsten Monaten finden verschiedene ganztägige Zielgruppenver- 
anstaltungen statt. Termine sind folgende: 

Samstag, 11.10.1986, in der Weser-Ems-Halle in Oldenburg für die Zielgruppe Ländlicher 
Raum 
Mittwoch, 5.11.1986, in der Rhein-Mosel-Halle in Koblenz für die Zielgruppe Senioren-Mitte 
Samstag, 8.11.1986, in der Oberrheinhalle in Offenburg für die Zielgruppe Frauen 
Samstag, 15.11.1986, in der Stadthalle in Düsseldorf für die Zielgruppe Mittelstand 
Samstag, 22.11.1986, in den Messehallen West 6-8 in Köln für die Zielgruppe Jugend 
Mittwoch, 26.11.1986, in der Eilenriedehalle in Hannover für die Zielgruppe Senioren — Nord 
Mittwoch, 3.12.1986, in der Stadthalle in Freiburg für die Zielgruppe Senioren — Süd 
Samstag, 13.12.1986, in den Messehallen 4 + 5 in Stuttgart-Killesberg für die Zielgruppe 
Arbeitnehmer 

Bei allen Veranstaltungen, ausgenommen die in Hannover und Freiburg, wird als Hauptredner 
der Parteivorsitzende, Bundeskanzler Helmut Kohl, erwartet. 
Anmeldungen sind zu richten an die 
CDU-Bundesgeschäftsstelle, Abteilung Organisation, 5300 Bonn 1. 

DKP-Wahlempfehlung - 
Hinweis auf Linksruck der SPD 
D>e Empfehlung der Deutschen Kommu- 
nistischen Partei (DKP) für die Bundes- 
tagswahl im Januar 1987 ist nach Ansicht 
der Unionsfraktion im Bundestag ein 
"Unübersehbarer Hinweis" für einen 
J-^nksruck der SPD. Der Aufruf der DKP, 
d,e Zweitstimme der SPD oder den Grü- 
j]en zu geben, sei eine Folge der SPD-Po- 
Ulk, die die Bundesrepublik auf einen 
eutralistischen Kurs zwingen und das 
estliche Bündnis schwächen würde, er- 
litte der parlamentarische Geschäfts- 

führer der CDU/CSU-Fraktion, Rudolf 
j eiters. Er warf der SPD vor, sie verharm- 
,°Se die militärische Macht und die frei- 

e,tsfeindlichen Ziele der Sowjetunion 
d
nd habe den Klassenkampf als Mittel 

T Politischen Auseinandersetzung weh- 
rend akzeptiert. Die Wahlempfehlung 

der DKP zeige, daß die kommende Wahl 
eine Grundsatzentscheidung über die Po- 
litik für den Rest dieses Jahrhunderts sei. 

Mehr Firmengründungen 
und weniger Konkurse 
Die Zahl der Unternehmensgründungen 
ist nach einer Untersuchung der Bonner 
Fachzeitschrift „Die Geschäftsidee" im 
ersten Halbjahr 1986 gegenüber den er- 
sten sechs Monaten des Vorjahres um 3,4 
Prozent auf 20297 gestiegen. Gleichzeitig 
nahm die Zahl der Unternehmenslö- 
schungen von 13 998 auf 15 501 zu. Die 
für aussagekräftiger gehaltene Zahl der 
eröffneten Konkursverfahren sank dage- 
gen um sechs Prozent auf 2 521. 
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Brandt schadet Bundesrepublik 
durch Prawda-Artikel 
Der stellvertretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Volker 
Rühe, erklärte zu den Äußerungen des 
SPD-Vorsitzenden, Willy Brandt, in der 
„Prawda": Die Tatsache, daß Willy 
Brandt in der „Prawda" der Bundesregie- 
rung Gleichgültigkeit gegenüber Moskau 
vorwirft, zeigt die SPD als außenpoliti- 
schen Gefangenen ihrer eigenen Wunsch- 
vorstellungen von einer „zweiten Phase 
der Entspannung" zu Lasten und zum 
Schaden der Bundesrepublik. 
Nicht die Bundesregierung war es, die 
jahrelang alle Abkommen mit der UdSSR 
an der Berlinklausel scheitern ließ — an 
der Willy Brandt eigentlich besonderes 

Interesse haben sollte —, sondern Mos- 
kau. Die Bundesregierung aber hat dieses 
Jahr die Einbeziehung Berlins in das Ab- 
kommen über wissenschaftlich-techni- 
sche Zusammenarbeit durchgesetzt und 
damit den bilateralen Dialog ohne Aufga- 
be eigener Positionen weiter vorange- 
bracht. 
Wenn Willy Brandt unseren langen Atem 
in dieser entscheidenden Frage ausge- 
rechnet in der „Prawda" kritisiert, be- 
weist er ein weiteres Mal, welche Nach- 
teile die SPD für die Bundesrepublik 
Deutschland zugunsten einer „zweiten 
Phase der Entspannung" in Kauf zu neh- 
men bereit wäre. 

iiiiiiiiiiiiiiiiiii iiiiiiiiiiiiiiiii miimiiiiiiiiiiiiiimmiiiiiiimimiiiiii iiiiiiiiiiiiiimiimimiiiimiiiiiiiimmiiiiiiiiiH 

Weniger als zwei Millionen 
Arbeitslose in 1987 
Nach dem leichtem Schwächeanfall im 
Frühjahr wird sich die deutsche Kon- 
junktur nach Ansicht des Rheinisch- 
Westfälischen Instituts für Wirtschafts- 
forschung (RWI) weiter aufwärts entwik- 
keln und in diesem wie im nächsten Jahr 
um jeweils drei Prozent wachsen. Davon 
werde auch der Arbeitsmarkt profitieren. 
Im Sommer nächsten Jahres werde die 
Zahl der Arbeitslosen erstmals wieder un- 
ter die 2-Millionen-Grenze sinken. Das 
stellt das RWI in einem Gutachten zur 
Lage der Wirtschaft im Spätsommer 1986 
fest. 

Die insgesamt steigende Produktion wird 
nach Ansicht des RWI die Beschäftigung 
weiter wachsen lassen. Bis Ende 1986 
würden 320000 neue Arbeitsplätze ge- 
schaffen und 1987 weitere 300000. 

Metallindustrie: 
6000 Betriebe haben 
Facharbeitermangel 
Der Mangel an Fachkräften wird in der 
Metallindustrie immer häufiger zu einer 
Belastung. Mitte des Jahres hatten bereits 
6000 Firmen Produktionsschwierigkei- 
ten, weil ihnen Fachkräfte fehlen. Die 
Tendenz steigt weiter an. Zu diesem Er- 
gebnis kommt der Arbeitgeberverband 
Gesamtmetall auf der Grundlage einer 
aktuellen Umfrage unter Metallfirmen. 
Wichtigste Ursache für den aktuellen 
Engpaß bei den Metallfachkräften ist 
nach Auffassung der Arbeitgeber der 
starke Investitionsschub seit 1983, der 
durch die jüngste Ertragsverbesserung 
ermöglicht worden sei und unter dem 
Druck des internationalen Wettbewerbs 
zu einer raschen Einführung neuer Tech- 
niken geführt habe. 



Zur Sache: 
^Z^^ Gerhard Stoltenberg: ZZZZ 

Weniger Arbeitslose, 
weniger Steuern, 
sichere Renten 

Diese Woche im Bundestag: erste Runde in der Etatdebatte. Bundesfinanzminister 
Gerhard Stoltenberg formuliert Bilanz und Perspektive der Finanz- und Wirtschafts- 
politik der Regierung Helmut Kohl. 
Der seit vier Jahren erfolgreiche Kurs der Bundesregierung wird fortgesetzt: 
• Unsere Politik sichert stabile Preise. Denn Preisstabilität ist die beste Sozialpolitik. 
• Unsere Politik steht für weniger Staat und weniger Steuern. Wir senken die 
Steuern, damit sich Leistung für alle wieder lohnt. 
• Unsere Politik sorgt für mehr Beschäftigung und neue Arbeitsplätze. Die 
Arbeitslosigkeit geht zurück. Die Arbeitsplätze sind sicher. 
• Unsere Politik hat die Renten wieder sicher gemacht und: sie werden im nächsten 
Jahr spürbar steigen. 
Die SPD setzt dagegen auf Neid, Mißgunst und Miesmacherei und ihre alten, ge- 
scheiterten Rezepte; also wieder höhere Staatsverschuldung, höhere Steuern und 
Inflation. Für diese SPD-Politik gilt: Die Kurpfuscher von gestern dürfen nicht die 
Vertrauensärzte von morgen sein. 

Zur konsequenten Wirtschafts- und Finanzpolitik der 
Bundesregierung gibt es keine Alternative. Für diese 
Politik steht Gerhard Stoltenberg. Deshalb: Weiter so. 

mimts^rnnscHum 
CDU 

U*J*"9">« COU BuremgMcriarll««» 
^n*>-*Onum-Hmj%   5300 Bono I   Nr.Mt 

m 
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<, 12 Tips für ein gesundes Leben 

3 Otter, abet weniger essen. 
Fünf bis acht kleinere Mahl- 
zeilen täglich, zu möglichst 
regelmäßigen Zeiten, stnd 
besser als drei große Mahl- 

O Täglich frisches Obst, Ge- 
müse und Vollkornprodukte. 

V Übergewicht kann krank ma- 
chen: Ihr Normalgewicht 

können Sie am 

besten halten, 
wenn S»e Ihren täglichen 
Kakxienbedari mit der folgen- 
den Formel ausrechnen: Kör- 
pergröße in cm x 12 - tag- 
licher Kalorien bedarf 

O Abwechslungsreiche Mahl- 

O Meiden Sie Süßigkeiten! 

O Fett macht nicht fit. Bevorzu- 
gen Sie fettarme Zuberei- 
tungsmethoden fur Ihre Spei- 
sen, z. 8. in beschichteten 
Pfannen, m Folie, im Ton-Topf 
oder im Mikrowellen-Herd. 

O Genügend Eiweißstoffe: Nah- 
rungsmittel wie Mitch, Fisch, 
Fleisch sowie Eier liefern 
wertvolles Eiweiß, aber auch 
in pflanzlichen Lebensmitteln, 
und zwar vor allem in Volt- 
kornprodukten, Kartoffeln 
und Hülsenfrüchten ist es ent- 

© Bereiten Sie Speisen richtig 
zu: mit wenig Wasser und we- 
nig Fett oder fettfrei - scho- 
nend und kurz gedämpft, ge- 
dunstet, gegrillt oder ge- 

O Wenig salzen! 

© Trinken Sie richtig: Der 
Mensch braucht mindestens 

einen Liter Wasser - häufig 
auch bis zu drei 

Litern täglich. 

denn Wasser 
ist das notwen- 
digste Lebensmittel. 

© Arzneimittel sind keine 
Lebensmittel: Es gibt viele 
Krankheiten und „Wehweh- 
chen", die es nicht erforder- 
lich machen, einen dauerhaf- 
ten Arznei mittelkonsum zu 
betreiben. Die Heilkräfte der 
Natur sind viel besser in der 

1 Essen und Trimmen - beides 
muß stimmen: zur Gesund- 
erhaltung gehört auch die 
richtige Bewegung: Suchen 
Sie sich eine Sportart aus. die 
Ihnen auch Freude macht. Es 
ist nie zu spat anzufangen. 
auch wenn man viele Jahre 
keinen Sport getrieben hat. 

„Gesundheit Ist unser höch- 
stes Lebensgut. Gesünder 
leben, langer leben und ak- 
tiver leben zu können, Ist für 
die meisten Bürger erstre- 
benswert. Aufgabe des 
Staates ist es, dem Bürger 
die Möglichkeit zu geben, 
gesund zu bleiben oder ge- 
sund zu werden - ohne 
Rücksicht auf seine finan- 
zielle Situation, auf seinen 
Platz In der Gesellschaft 
und unabhängig von 
seinem Wohnort. 
Allerdings 

Fur denjenigen, der 
.Fit in die Zukunft" 

gehen will, ist das neue 
CDU-Gesundheitsrad unverzicht- 
bar - gegenüber den gangigen 
Kalorientabellen hat dieses Rad 
den Vorteil, daß es nicht nur den 
Kalorien- bzw. Joule-Gehalt der 
verschiedensten Speisen anzeigt. 
sondern auch ihren Mineralien- 
und Fettgehalt sowie die Menge 
der Ballaststoffe, die ja z. B fur 
eine gesunde Verdauung sehr 
wichtig sind Besonders praktisch 
ist die Angabe der einzelnen 
Worte nach Portionsgroßen Da- 
durch erübrigt sich die lasttge 
Umrechnerei. die man früher be- 
treiben mußte. 

kann kein Staat, kein staat- 
liches Handeln Gesundheit 
garantieren. Gesundheit ist 
keine Ware, die man kaufen 
kann, sie Ist ein Zustand, 
um den man sich selbst be- 
mühen muß, den man selbst 
erarbeiten muß." 

(Rita Süßmuth) 

Einzelexemplare können Sie bei 
der CDU-Bundesgeschaftsstelle. 
Konrad -Adenauer- Haus. 
5300 Bonn 1. anfordern 

CDU 

Diese Wandzeitung können 
Sie bestellen! 
Eine neue Möglichkeit, Arztpraxen, Apo- 
theken, Wartezimmer und Kurabteilun- 
gen interessant und informativ zu gestal- 
ten, bietet jetzt die Bundesgeschäftsstelle 
an. So lange der Vorrat reicht, kann eine 
Wandzeitung „12 Tips für ein gesundes 
Leben" im DIN-A2-Format in Bonn be- 
stellt werden. Mit einem Portrait und 
Vorwort von Bundesgesundheitsministe- 
rin Rita Süssmuth gibt das Plakat Tips für 
Ernährung, Sport und eine gesunde Le- 
bensführung. Das Poster weist darüber 
hinaus auf das CDU-Gesundheitsrad hin, 
das im praktischen Taschenformat über 
Kalorien-, Joule-, Mineralien- und Fett- 
gehalt der verschiedensten Speisen infor- 
miert. 

Das Gesundheitsrad gehört zur bisher 
sehr erfolgreichen Palette von Werbema- 
terialien zum Thema Fitneß und Gesund- 
heit. Müsli-Riegel, Fitneß-Drink und die 
beiden Broschüren „Fit in die Zukunft'^ 
sowie „Mit uns für ein gesundes Leben' 
runden das Sortiment ab. Bei vielen Sorn- 
mer-Veranstaltungen der CDU-Verbände 
haben die Artikel ihre „gute Kondition" 
bewiesen. Gesundes Leben ist das ganze 
Jahr über ein aktuelles Thema. Wie wäre 
es zum Beispiel mit einem Volkslauf oder 
einer Tageswanderung durch den herbst- 
lich gefärbten Wald? Für die kleine Stär- 
kung zwischendurch und als Durstlö- 
scher sind Vollvitamin-Müsliriegel und 
Mineraldrink genau das richtige. 
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CDU-Ernährungsrad 
Mindestabnahme: 100 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 40,— DM 
Bestell-Nr.: 9797 

CDU-Müsli-Riegel 
. Mindestabnahme: 27 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 20,— DM 
Bestell-Nr.: 9798 

CDU-Energie-Drink 
Mindestabnahme: 27 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 20,— DM 
Bestell-Nr.: 9799 

Aktionshandbuch 
»Fit in die Zukunft" 
jWndestabnahme: 10 Exemplare 
j^eis pro Mindestabnahme: 8,45 DM 
B«stell-Nr.:3830 

Ratgeber „Mit uns 
für ein gesundes Leben" 
Jjindestabnahme: 50 Exemplare 
j/eis pro Mindestabnahme: 26,50 DM 
^teil-Nr.: 5832 

Faltblatt: 
'»Wahlrecht für Deutsche 
*m Ausland" 

ach einer Änderung des Bundeswahlge- 
^tzes kann auch ein großer Teil der im 

Island lebenden deutschen Staatsange- 
hörigen zum ersten Mal an Wahlen zum 
putschen Bundestag teilnehmen. Zu 
^sem Thema haben wir ein Faltblatt 

jpuch vom Ausland aus: Den Deutschen 

enthdeSta8 wäh,en" herausgegeben. Es 
hä|t genaue Informationen darüber, 

wer berechtigt ist, an der Bundestagswahl 
teilzunehmen, welche Bestimmungen und 
Fristen eingehalten werden müssen. 

Praktisch: Mit einem Coupon können 
Antragsformulare zur Eintragung ins 
Wählerverzeichnis angefordert werden. 

Sicherlich kennen auch Sie Deutsche, die 
im Ausland leben und sich gerne über die 
Möglichkeit einer Wahlbeteiligung infor- 
mieren möchten. Sprechen Sie beispiels- 
weise mit Firmen, die Niederlassungen 
im Ausland haben. 

Siehe auch Abbildung 
auf der letzten Seite dieser Ausgabe! 

Prospekt „Wahlrecht für 
Deutsche im Ausland66 

Mindestabnahme: 100 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 7,— DM 
Bestell-Nr.: 2847 
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Bewährte Werbemittel - 
jetzt mit dem neuen Signet 
„CDU - Die Zukunft" 

Rahmenflugblatt im 
Format DIN A4 
Mindestabnahme: 1000 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 26,— DM 
Bestell-Nr.: 1885 

CDU-Papierfähnchen 
Mindestabnahme: 1000 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 70,— DM 
Bestell-Nr.: 9303 
Die Druckvorlage des neuen Signets mit 12 
verschiedenen Größen und Farbvorgaben 
kann bei der Bundesgeschäftsstelle Konrad- 
Adenauer-Haus, Abt. Öffentlichkeitsarbeit, 
5300 Bonn 1, angefordert werden. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

informiert: 

Auch vom Ausland aus: 
Pen Deutschen 

Bundestag wählen!! 
Prospekt, Preis pro 100 Exemplare 7,— DM, Bestell-Nr.: 2847 

Alle Bestellungen an: IS-Versandzentrum, Postfach 1328, 4804 Versmold 
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